
Rechtsgrundlagen 

§ 126 Absatz 1 SGB V1 
 
1Hilfsmittel dürfen an Versicherte nur auf der Grundlage von Verträgen nach § 127 Absatz 1, 
2 und 3 abgegeben werden. 2Vertragspartner der Krankenkassen können nur 
Leistungserbringer sein, die die Voraussetzungen für eine ausreichende, zweckmäßige und 
funktionsgerechte Herstellung, Abgabe und Anpassung der Hilfsmittel erfüllen. 3Der 
Spitzenverband Bund der Krankenkassen gibt Empfehlungen für eine einheitliche 
Anwendung der Anforderungen nach Satz 2, einschließlich der Fortbildung der 
Leistungserbringer, ab. 
 
§ 126 Absatz 1a SGB V 
 
1Die Krankenkassen stellen sicher, dass die Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 erfüllt 
sind. 2Sie haben von der Erfüllung auszugehen, wenn eine Bestätigung einer geeigneten 
Stelle vorliegt. 3Die näheren Einzelheiten des Verfahrens nach Satz 2 einschließlich der 
Bestimmung und Überwachung der geeigneten Stellen, Inhalt und Gültigkeitsdauer der 
Bestätigungen, der Überprüfung ablehnender Entscheidungen und der Erhebung von 
Entgelten vereinbart der Spitzenverband Bund der Krankenkassen mit den für die 
Wahrnehmung der Interessen der Leistungserbringer maßgeblichen Spitzenorganisationen 
auf Bundesebene. 4Dabei ist sicherzustellen, dass Leistungserbringer das Verfahren 
unabhängig von einer Mitgliedschaft bei einem der Vereinbarungspartner nach Satz 3 nutzen 
können und einen Anspruch auf Erteilung der Bestätigung haben, wenn sie die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 Satz 2 erfüllen. 5Erteilte Bestätigungen sind 
einzuschränken, auszusetzen oder zurückzuziehen, wenn die erteilende Stelle feststellt, 
dass die Voraussetzungen nicht oder nicht mehr erfüllt sind, soweit der Leistungserbringer 
nicht innerhalb einer angemessenen Frist die Übereinstimmung herstellt. 6Die in der 
Vereinbarung nach Satz 3 bestimmten Stellen dürfen für die Feststellung und Bestätigung 
der Erfüllung der Anforderungen nach Absatz 1 Satz 2 erforderlichen Daten von 
Leistungserbringern erheben, verarbeiten und nutzen. 7Sie dürfen den Spitzenverband Bund 
der Krankenkassen über ausgestellte sowie über verweigerte, eingeschränkte, ausgesetzte 
und zurückgezogene Bestätigungen einschließlich der für die Identifizierung der jeweiligen 
Leistungserbringer erforderlichen Daten unterrichten. 8Der Spitzenverband Bund ist befugt, 
die übermittelten Daten zu verarbeiten und den Krankenkassen bekannt zu geben. 
 
§ 126 Absatz 2 SGB V 
 
1Für Leistungserbringer, die am 31. März 2007 über eine Zulassung nach § 126 in der zu 
diesem Zeitpunkt geltenden Fassung verfügten, gelten die Voraussetzungen nach Absatz 1 
Satz 2 bis zum 30. Juni 2010 insoweit als erfüllt. 2Bei wesentlichen Änderungen der 
betrieblichen Verhältnisse können die Krankenkassen ergänzende Nachweise verlangen; 
Absatz 1a Satz 2 gilt entsprechend. 3Die in Satz 1 genannten Leistungserbringer bleiben 
abweichend von Absatz 1 Satz 1 bis zum 31. Dezember 2009 zur Versorgung der 
Versicherten berechtigt, soweit keine Ausschreibungen nach § 127 Absatz 1 erfolgen. 
 

                                                
1 Die Umsetzung von § 126 Absatz 1 SGB V ist nicht Bestandteil der Vereinbarung nach Absatz 1a. 
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